
 

 
 
Folie 54: Gibt es auch für Fahrten mit dem ei-
genen PKW Fahrtkostenzuschüsse? 
 
Nein. Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 15 EStG gilt 
nur für öffentliche Verkehrsmittel. Für Fahrtkos-
tenzuschüsse für Fahrten mit dem eigenen Pkw 
des Arbeitnehmers kann eine Pauschalbesteue-
rung mit 15 % in Betracht kommen (§ 40 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1 Buchst. b EStG, siehe Folien 60-
61).  
 
Folie 54/55. Gemäß einer prognostizierten 
Vollamortisation der BahnCard würden sich 
sowohl die BahnCard 50 und BahnCard 100 
lohnen. Die ersparten Kosten wären bei der 
BahnCard 50 höher als bei der Bahncard 100. 
Muss der Arbeitgeber die BahnCard 50 her-
ausgeben oder kann er auch die BahnCard 
100 dem Mitarbeiter übertragen, da sich 
diese ebenfalls amortisiert?  
 
Die Amortisation ist für die einzelne Leistung zu 
prüfen. Wenn sich die Bahncard 100 amortisiert, 
kann sie steuerfrei gewährt werden (siehe Folien 
58-59). 
 
Wir zahlen anteilig das Deutschlandticket 
(Jobticket). Dabei beträgt der Steuerfreibe-
trag bei uns derzeit 19,10 €. Die Mitarbeiten-
den haben den Anspruch auf dieses Jobti-
cket auch während Krankheit, solange noch 
Lohnfortzahlung bzw. Krankengeldzuschuss 
gezahlt wird und während des Mutterschut-
zes. Ist es korrekt, dass wir die Lohnart für 
den Steuerfreibetrag, die auch auf der Lohn-
steuerbescheinigung in Zeile 17 eingetragen 
wird, solange weiter berechnen? 
 
Die Steuerfreiheit ist während der gesamten 
Dauer des Arbeitsverhältnisses möglich. Die 
nach § 3 Nr. 15 steuerfreien Leistungen sind in 
die Lohnsteuerbescheinigung einzutragen (§ 41b 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 EStG), da sie den nach § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 2 abziehbaren Betrag 
der Entfernungspauschale mindern. Die Eintra-
gung erfolgt in Zeile 17 der Lohnsteuerbeschei-
nigung. 
 
 
 

 
 
Wenn für einen Arbeitnehmer eine BahnCard 
steuerfrei angeschafft wird, müsste diese dann 
in der Lohnsteuerbescheinigung eingetragen 
werden, auch wenn diese steuerfrei für alle ist? 
 
Die nach § 3 Nr. 15 steuerfreien Leistungen sind in 
die Lohnsteuerbescheinigung einzutragen (§ 41b 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 EStG), da sie den nach § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 2 abziehbaren Betrag der 
Entfernungspauschale mindern. Die Eintragung er-
folgt in Zeile 17 der Lohnsteuerbescheinigung. 
 
Aufladen von Elektrofahrzeugen, Folie 74: Ist 
auch das Aufladen außerhalb der üblichen Ar-
beitszeit steuerfrei oder nur während der Ar-
beitszeit? Bsp.: Die Mitarbeiter dürfen die Fir-
men-Tiefgarage inkl. der dort montierten Lade-
vorrichtungen auch am Wochenende nutzen, 
obwohl es sich hierbei nicht um Arbeitstage 
handelt. 
 
Begünstigt ist das Aufladen an jeder ortsfesten be-
trieblichen Einrichtung des Arbeitgebers. Es ist 
nicht erforderlich, dass das Aufladen an Arbeitsta-
gen oder während der Arbeitszeit erfolgt. Damit ist 
das Aufladen in der Firmen-Tiefgarage auch am 
Wochenende steuerfrei. 
 
Ich habe eine Frage: Wenn der Arbeitgeber ein 
Mobilitätsbudget für E-Bikes, Car-Sharing usw. 
dem Beschäftigten in Form eines Gutscheins 
für eine MobilitätsApp zur Verfügung stellt und 
der Arbeitgeber die Rechnung des App-Anbie-
ters erhält, welcher Betrag muss versteuert und 
verbeitragt werden? Der Wert, der dem Be-
schäftigten zur Verfügung stand oder das tat-
sächlich genutzte Budget? Steuerfreiheit liegt 
nicht vor.  
 
Das hängt von der konkreten Ausgestaltung ab. 
Entscheidend ist hier, was dem Arbeitnehmer zu-
gewendet wird: der volle Betrag des Budgets oder 
die einzelnen Leistungen. Zur Klärung kann die 
Einholung einer Lohnsteueranrufungsauskunft 
sinnvoll sein (siehe Folie 51). Die im Entwurf für 
das Jahressteuergesetz 2024 geplante Einführung 
einer Pauschalbesteuerung für ein Mobilitäts-
budget bis 2.400 Euro im Kalenderjahr wurde nicht 
umgesetzt. 
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Folie 87: Wie berechnet sich der Durch-
schnittsbetrag? 
 
Die Berechnung des Durchschnittsbetrags be-
zieht sich auf die Regelung, dass 20 % des mo-
natlichen Rechnungsbetrags für Telekommuni-
kationsaufwendungen, höchstens 20 Euro je Mo-
nat, steuerfrei ersetzt werden können (R 3.50 
Abs. 2 Satz 4-7 LStR). Hierzu muss der Arbeit-
nehmer grundsätzlich alle monatlichen Rechnun-
gen vorlegen. Zur Vereinfachung kann aber 
auch für drei repräsentative aufeinanderfolgende 
Monate der jeweilige Rechnungsbetrag herange-
zogen werden. Aus den drei Rechnungsbeträ-
gen wird dann der Durchschnitt gebildet. Von 
diesem Durchschnittsbetrag können dann mo-
natlich 20 %, höchstens 20 Euro je Monat, steu-
erfrei ersetzt werden. Dies gilt auf Dauer bis zu 
einer Änderung der Verhältnisse. 
 
Könnte ein Anteil der freiwilligen Rentenver-
sicherung steuerfrei an den Arbeitnehmer 
ausgezahlt werden? Der Arbeitnehmer würde 
vorab den Gesamtbetrag zahlen, aber der Ar-
beitgeber würde im Nachhinein erstatten wol-
len. 
 
Steuerfrei sind nur bestimmte Leistungen im 
Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung, 
was hier nicht vorliegt. Eine Steuerfreiheit käme 
weiter in Betracht, wenn eine Sachleistung vor-
liegen würde und die Sachbezugsfreigrenze von 
50 Euro angewendet werden könnte. Bei einer 
nachträglichen Kostenerstattung handelt es sich 
allerdings um eine Geldleistung (§ 8 Abs. 1 Satz 
2 EStG). Die Sachbezugsfreigrenze kann daher 
nicht angewendet werden. 
 
Zählt eine Smartwatch als Datenverarbei-
tungsgerät bei der Übereignung mit 25% Pau-
schalversteuerung? 
 
Meiner Meinung nach ja. Für die steuerfreie 
Überlassung von betrieblichen Datenverarbei-
tungs- und Telekommunikationsgeräten zur pri-
vaten Nutzung (§ 3 Nr. 45 EStG) werden Smart-
watches als Beispiel für begünstigte Geräte ge-
nannt (H 3.45 LStH „Beispiele für begünstigte 
Geräte und Leistungen“). Aus meiner Sicht muss 
das dann auch für die pauschal besteuerte Über-
eignung solcher Geräte nach § 40 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 5 Satz 1 EStG gelten. 
 
Kann man diesen Internetzuschuss mit 25% 
Pauschalsteuer auch für die dienstliche Nut-
zung einer App auf dem privaten Handy zah-
len? 
 
Nein. Die pauschale Besteuerung mit 25 % gilt 
für Zuschüsse des Arbeitgebers, die für die Inter-
netnutzung gezahlt werden (§ 40 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 5 Satz 2 EStG). Zu den Aufwendungen für 
die Internetnutzung in diesem Sinne gehören 

nach R 40 Abs. 5 Satz 6 LStR sowohl die laufen-
den Kosten (z.B. Grundgebühr für den Internet-
zugang, laufende Gebühren für die Internetnut-
zung, Flatrate) als auch die Kosten der Einrich-
tung des Internetzugangs (z.B. Anschluss, Mo-
dem, PC). Die Nutzung einzelner Apps fällt somit 
nicht darunter. Wenn die Voraussetzungen vor-
liegen, könnte aber eine Steuerfreiheit für im Be-
trieb eingesetzte Software nach § 3 Nr. 45 EStG 
in Betracht kommen. 
 
Internetzuschuss: Muss die Rechnungs-
adresse auf den Namen des Mitarbeiters lau-
fen? Oder ist es auch zu akzeptieren, wenn 
der Ehemann Vertragspartner/Rechnungs-
empfänger ist? 
 
Voraussetzung der pauschalen Besteuerung des 
Internetzuschusses ist, dass ein Zuschuss zu 
den Aufwendungen des Arbeitnehmers für die 
Internetnutzung gezahlt wird (§ 40 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 5 Satz 2 EStG). Aufwendungen des Arbeit-
nehmers liegen aber nicht vor, wenn dessen 
Ehegatte Vertragspartner bzw. Rechnungsemp-
fänger ist und die Kosten trägt. Eine pauschale 
Besteuerung des Internetzuschusses ist damit 
nicht möglich. Zu überlegen ist, ob der Vertrag 
vom Ehegatten auf den Arbeitnehmer umge-
schrieben werden kann.  
 
Folie 102: Sachbezug 50 Euro über einen 
Dienstleister. Sind die Kosten für den Dienst-
leister mit einzubeziehen, z.B. Versandkosten 
der Gutschein-Karte? 
 
Bei vom Arbeitgeber getragenen Gebühren für 
die Bereitstellung und Aufladung von Gutschei-
nen und Geldkarten handelt es sich nicht um Ar-
beitslohn des Arbeitnehmers. Solche Aufwen-
dungen sind daher für die Bewertung des Gut-
scheins nicht mit anzusetzen (siehe Folie 104, 
BMF, Schreiben v. 15.3.2022, Rn. 3). 
 
Ist ein Sachgeschenk unter 50 Euro sozial-
versicherungspflichtig, wenn es nach §37b 
EStG bereits pauschal versteuert wurde, ob-
wohl es normalerweise nach der monatlichen 
50-Euro-Freigrenze steuerfrei wäre? 
 
Entscheidend ist die tatsächliche steuerliche Be-
handlung durch den Arbeitgeber. Wenn eine 
Sachleistung nach § 37b Abs. 2 EStG pauschal 
mit 30 % besteuert wird, gehört sie zum Arbeits-
entgelt (§ 1 Abs. 1 SvEV nimmt nach § 37b 
EStG pauschal besteuerte Leistungen nicht vom 
Arbeitsentgelt aus). Die Leistung ist daher bei-
tragspflichtig. Dass eine andere steuerliche Ein-
ordnung möglich wäre, ändert daran nichts. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen kann eine un-
zutreffende steuerliche Einordnung auch noch 
korrigiert werden (siehe Folie 19).   
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Zu Nr. 5 "Mobilität": Erstattung der Anschaf-
fungskosten für die BahnCard 100, 2. Klasse 
geplant: Sind bei der Amortisationsprognose 
die Kosten für das Deutschlandticket in Ver-
gleich zu setzen oder die Kosten für Einzel-
fahrscheine (Strecke zw. Wohnung u. Ar-
beitsstätte ca. 200 km, wenig Dienstreisen, 
überwiegend Nutzung für Arbeitsweg). So-
fern keine steuerfreie Behandlung möglich, 
Pauschalbesteuerung mit 15 % möglich? 
 
Für Dienstreisen sind die Kosten für Einzelfahr-
scheine anzusetzen. Für die Strecke zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ist der regu-
läre Verkaufspreis einer entsprechenden Fahr-
berechtigung anzusetzen, dies kann auch der 
Preis für eine Zeitkarte sein (z.B. Monats- oder 
Jahreskarte). Für Strecken, die der Arbeitneh-
mer tatsächlich im Nah- und Regionalverkehr zu-
rücklegt, wäre daher der Preis für das Deutsch-
landticket anzusetzen. Für Strecken, die tatsäch-
lich im Fernverkehr zurückgelegt werden, wäre 
der Preis für eine Monats- oder Jahreskarte für 
diese Strecke anzusetzen. Übersteigt der da-
nach ermittelte Betrag die Kosten der Bahncard 
100, sind deren Kosten in voller Höhe nach § 3 
Nr. 15 EStG steuerfrei. Liegt der ermittelte Wert 
unterhalb der Kosten der Bahncard 100, ist die-
ser niedrigere Betrag nach § 3 Nr. 15 EStG steu-
erfrei. Die Differenz zum höheren Preis der 
Bahncard 100 ist steuerpflichtig, er kann auch 
nicht nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Buchst. a 
EStG pauschal mit 15 % besteuert werden, da 
es sich insoweit nicht um einen Sachbezug für 
die Wege zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte handelt. Alternativ kann auf die Steu-
erbefreiung des § 3 Nr. 15 EStG verzichtet wer-
den und der Betrag nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 
2 EStG pauschal mit 25 % besteuert werden 
(siehe Folien 60-61, BMF, Schreiben v. 
18.11.2021, Rn. 42, Beispiel 15). 
 
Internetpauschale: Ist es dabei egal, ob der 
Mitarbeiter Homeoffice macht oder nicht? 
Müssen alle monatlichen Rechnungen der 
Arbeitnehmer eingefordert werden? 
 
Für die Anwendung der pauschalen Besteue-
rung des Internetzuschusses mit 25 % nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 EStG ist es nicht von 
Bedeutung, ob der Arbeitnehmer im Homeoffice 
tätig ist oder nicht. Der Arbeitnehmer muss ge-
genüber dem Arbeitgeber die Höhe seiner Auf-
wendungen erklären. Da es sich um einen mo-
natlichen Zuschuss handelt, müssen auch die je-
weiligen Monatsrechnungen vorgelegt werden. 
 
Erstattung Ladekosten GGF, Folie 75:  
GGF, 1-Mann-Betrieb, arbeitet von Zuhause 
aus. Wallbox zählt die GmbH. GmbH hat kei-
nen Vertrag mit einem Stromanbieter, nur 
GGF privat. Separater Stromzähler wird nicht 

gewünscht. Kann hier 70 Euro pauschal er-
stattet werden? Eine Lademöglichkeit beim 
Arbeitgeber ist im Prinzip ja da, da dieser In-
haber der Wallbox ist, andererseits hat er kei-
nen Stromvertrag, womit er keine Stromliefe-
rung vornehmen kann 
 
Die Überlassung einer betrieblichen Ladevorrich-
tung durch den Arbeitgeber an den Arbeitneh-
mer zur privaten Nutzung kann nach § 3 Nr. 46 
EStG steuerfrei sein. Der von dieser betriebli-
chen Ladevorrichtung bezogene Ladestrom fällt 
jedoch nicht unter die Steuerbefreiung. Dies gilt 
unabhängig davon, ob es sich um einen Strom-
anschluss des Arbeitgebers handelt oder ob der 
Arbeitgeber die Stromkosten des Arbeitnehmers 
bezuschusst. Bei privaten Elektrofahrzeugen 
oder Hybridelektrofahrzeugen des Arbeitneh-
mers stellt die Erstattung der vom Arbeitnehmer 
selbst getragenen Stromkosten daher steuer-
pflichtigen Arbeitslohn dar. Anders ist dies bei 
betrieblichen Fahrzeugen des Arbeitgebers, die 
dem Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung 
überlassen werden (Dienstwagen). Hier kann die 
Erstattung der vom Arbeitnehmer selbst getrage-
nen Stromkosten einen steuerfreien Auslagener-
satz nach § 3 Nr. 50 EStG darstellen. Je nach 
Voraussetzungen kommt hier auch die Anwen-
dung einer monatlichen Pauschale in Betracht, 
diese beträgt, wenn keine Lademöglichkeit beim 
Arbeitgeber besteht, 35 EUR oder 70 EUR 
(siehe BMF, Schreiben v. 29.9.2020, Rn. 18-24). 
 
Wie verhält es sich bei Geschenken an Mitar-
beiter im Rahmen des VIP Logen Erlasses. 
Hier ist die lohnsteuerliche Vereinfachung, 
dass keine Personenaufzeichnung vorge-
nommen werden muss, für die Sozialversi-
cherung müsste man diese dann trotzdem 
führen? 
 
Hier kann es sich je nach Umständen des Ein-
zelfalls um Leistungen handeln, die im ganz 
überwiegenden betrieblichen Interesse des Ar-
beitgebers erbracht werden (z.B. bei Kundenbe-
treuung). Dann würde es sich nicht um Arbeits-
lohn (Lohnsteuer) und entsprechend auch nicht 
um Arbeitsentgelt (Sozialversicherungsbeiträge) 
handeln. Andernfalls kann für die Leistungen an 
Arbeitnehmer die Pauschalbesteuerung mit 30 
% nach § 37b Abs. 2 EStG angewendet werden 
(siehe dazu auch BFH, Urteil v. 23.11.2023, VI R 
15/21). Diese führt jedoch nicht zu einer Bei-
tragsfreiheit (keine Ausnahme vom Arbeitsent-
gelt nach § 1 SvEV). Es handelt sich also um 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt. Dessen Höhe 
muss durch entsprechende Aufzeichnungen 
nachgewiesen werden können. 
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Entfällt die Pflicht zur Aufzeichnung von 
Sachzuwendungen im Lohnkonto, wenn die 
50-Euro-Grenze nicht in Anspruch genom-
men wird und stattdessen eine Pauschalver-
steuerung gemäß § 37b EStG erfolgt, oder 
muss als Nachweis zur Einhaltung der 
10.000-Euro-Grenze weiterhin im Lohnkonto 
dokumentiert werden? 
 
Nach § 37b EStG pauschal versteuerte Zuwen-
dungen müssen nicht zum Lohnkonto genom-
men werden. Aus der Buchführung oder den 
Aufzeichnungen muss sich aber ablesen lassen, 
dass bei Anwendung der Pauschalierung alle 
Zuwendungen erfasst werden und dass die 
Höchstbeträge nicht überschritten werden (siehe 
BMF, Schreiben v. 19.5.2015, geändert durch 
Schreiben v. 28.6.2018, Rn. 32). 
 
Zu „Gutscheine und andere Sachbezüge“: 
Ein Gutschein für ein bestimmtes Fitnessstu-
dio würde als ein steuer- und sv-freier Sach-
bezug bis 50 Euro gelten. Wenn aber der Ar-
beitnehmer einen Vertrag mit einem Fitness-
studio abgeschlossen hat und der Arbeitge-
ber 50 Euro monatlich an das Fitnessstudio 
überweist, gilt dies nicht als steuer- und sv-
freier Sachbezug bis 50 Euro. Stimmt das 
so? 
 
Hier müsste genauer geprüft werden, was der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zuwendet: Wird 
die Mitgliedschaft zugewendet, handelt es sich 
um eine Sachleistung, für die die Sachbezugs-
freigrenze angewendet werden kann. Werden 
dem Mitglied Kosten erstattet (durch Zahlung an 
das Studio), handelt es sich dagegen um eine 
Geldleistung, für die die Sachbezugsfreigrenze 
nicht angewendet werden kann. 
 
Folie 116 Betriebsveranstaltungen über 110 
Euro werden dann pauschal 25% vom Arbeit-
geber versteuert oder wird der darüber lie-
gende Wert beim Arbeitsnehmer versteuert 
und verbeitragt? 
 
Soweit der Freibetrag für Betriebsveranstaltun-
gen überschritten wird, handelt es sich grund-
sätzlich um steuer- und beitragspflichtigen Ar-
beitslohn. Es kann aber die Pauschalbesteue-
rung mit 25 % nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
EStG angewendet werden. In diesem Fall wäre 
die Leistung dann auch beitragsfrei (§ 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 SvEV).  
 
Betriebsveranstaltung: Anzahl der teilneh-
menden Arbeitnehmer x 110 Euro. Was ist 
mit dem Unternehmer, dieser zählt doch auch 
zu der Anzahl der Teilnehmenden, oder? 
Denn ohne den Chef gäbe es doch keine Ver-
anstaltung. Mir wurde mal gesagt, dass man 
den nicht mitzählen darf. 
 

Die Höhe der dem einzelnen Arbeitnehmer ge-
währten Zuwendungen berechnet sich so, dass  
alle zu berücksichtigenden Aufwendungen zu 
gleichen Teilen auf alle bei der Betriebsveran-
staltung anwesenden Teilnehmer aufzuteilen 
sind. Hierbei sind auch Nichtarbeitnehmer mitzu-
zählen, also auch der Arbeitgeber. Der sich für 
den einzelnen Teilnehmer ergebende Betrag ist 
dann bei den teilnehmenden Arbeitnehmern an-
zusetzen (gegebenenfalls zuzüglich des Anteils, 
der auf Begleitpersonen entfällt).  
 
Wo ist festgehalten, was runde Geburts-
tage/runde Arbeitnehmerjubiläen sind (ist 
zum Beispiel das 35jährihe Arbeitnehmerjubi-
läum ein rundes Jubiläum im Sinne der Vor-
schriften?   
 
Das ist leider nicht ausdrücklich geregelt. Als 
runde Geburtstage oder Jubiläen werden aber 
typischerweise solche angesehen, deren Zahl 
mit einer Null endet (z.B. 40., 50. oder 60. Ge-
burtstag, 20-jähriges Jubiläum). 

  
Folie 119: Muss eine Aufmerksamkeit aus 
persönlichem Anlass in das Lohnkonto ein-
getragen werden? 
 
Im Lohnkonto sind insbesondere die Art und 
Höhe des gezahlten Arbeitslohns einzutragen (§ 
41 Abs. 1 Satz 3 EStG, § 4 Abs. 2 Nr. 3 LStDV). 
Da es sich bei Aufmerksamkeiten nicht um Ar-
beitslohn handelt, ist daher grundsätzlich keine 
Eintragung im Lohnkonto vorzunehmen. Da die 
Voraussetzungen für die Aufmerksamkeiten (hier 
besonderer persönlicher Anlass, Art der Leis-
tung, Einhaltung der Freigrenze) aber nachweis-
bar sind müssen, sind entsprechende Aufzeich-
nungen erforderlich. Diese können dann auch 
zum Lohnkonto genommen werden. 
 
F147 Arbeitgeber-Darlehen: Anrechnung 
Zinsvorteil auf Freibetrag 50 Euro p.M. auch 
dann, wenn Betragsgrenze von 2.600 Euro 
eingehalten wird? 
 
Zinsvorteile, die der Arbeitnehmer durch Arbeit-
geberdarlehen erhält, sind Sachbezüge. Sie sind 
jedoch kein Arbeitslohn, wenn die Summe der 
noch nicht getilgten Darlehen am Ende des 
Lohnzahlungszeitraums höchstens 2.600 Euro 
beträgt (BMF, Schreiben v. 19.5.2015, Rn. 4, 
Freigrenze). Da es sich in diesem Fall nicht um 
Arbeitslohn handelt, ist der Zinsvorteil für die Er-
mittlung der Sachbezugsfreigrenze nicht zu be-
rücksichtigen (vgl. BMF, Schreiben v. 19.5.2015, 
Rn. 9). 
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Die Firma bietet den Mitarbeitern eine be-
triebliche Krankenzusatzversicherung an, 
dessen Kosten der Arbeitgeber komplett tra-
gen will. Wie kann hier die steuerliche Bewer-
tung sein? 
 
Das hängt davon ab, ob es sich um eine Sach- 
oder eine Geldleistung handelt. Um eine Sach-
leistung handelt es sich, wenn der Arbeitgeber 
die Krankenversicherung abschließt und die Bei-
träge dafür bezahlt (BMF, Schreiben v. 
15.3.2022, Rn. 6). In diesem Fall ist die Sachbe-
zugsfreigrenze von 50 Euro anwendbar (§ 8 
Abs. 2 Satz 11 EStG). Je nach Voraussetzungen 
kann auch eine pauschale Besteuerung mit 30 
% nach § 37b Abs. 2 EStG oder mit einem be-
sonders zu ermittelnden Steuersatz nach § 40 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG in Betracht kommen 
(siehe Folien 142-143). Um eine Geldleistung 
handelt es sich dagegen, wenn der Arbeitneh-
mer die Versicherung abschließt und die Bei-
träge bezahlt und der Arbeitgeber entspre-
chende Zahlungen an den Arbeitnehmer leistet 
(Erstattung der Beitragszahlungen), auch wenn 
der Arbeitnehmer die Versicherung nicht frei 
wählen kann, sondern diese vom Arbeitgeber 
benannt wird (BMF, Schreiben v. 15.3.2022, Rn. 
18). In diesem Fall handelt es sich um steuer- 
und beitragspflichtigen Arbeitslohn. Je nach Vo-
raussetzungen kann auch eine pauschale Be-
steuerung mit einem besonders zu ermittelnden 
Steuersatz nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
in Betracht kommen. 
 
Folie 116: Kann ein Teamessen in Höhe von 
80 Euro/Person anlässlich Erreichung eines 
Teamziels als Betriebsveranstaltung gewertet 
werden, wenn durch die Bedingung ‚Zielerrei-
chung‘ nur etwa 200 von 700 Vertriebsperso-
nen der Abteilung teilnehmen und somit die 
Veranstaltung nicht allen Beschäftigten des 
Betriebsteils ‚Vertrieb‘ offensteht? 
Kann in diesem Fall für die 80 Euro/Person 
die Lösung ‚Pauschalsteuer 25% und bei-
tragsfrei‘ die Lösung ‚Pauschalsteuer § 37b 
und beitragspflichtig‘ ersetzen? 
 
Betriebsveranstaltungen sind Veranstaltungen 
auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 
Charakter (§ 19 Abs. 1a Satz 1 EStG, z.B. Som-
merfest, Betriebsausflug oder Weihnachtsfeier). 
Dies ist bei einem Essen aus Anlass der Errei-
chung eines betrieblichen Ziels nicht der Fall. 
Hier handelt es sich vielmehr um ein „Beloh-
nungsessen“, dessen Wert zu Arbeitslohn führt. 
Eine pauschale Besteuerung mit 25 % nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG, die beitragsfrei wäre 
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV), scheidet aus, da 
keine Betriebsveranstaltung vorliegt. Möglich 
wären eine pauschale Besteuerung mit einem 
besonders zu ermittelnden Steuersatz (§ 40 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 EStG), dies wäre dann beitragsfrei 

(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SvEV), oder eine pau-
schale Besteuerung mit 30 % nach § 37b Abs. 2 
EStG, dies wäre beitragspflichtig. 
 
Wie sind Zuschüsse des Arbeitgebers zu ei-
ner privaten Pflegezusatzversicherung zu be-
handeln? 
 
Das hängt davon ab, ob es sich um eine Sach- 
oder eine Geldleistung handelt. Um eine Sach-
leistung handelt es sich, wenn der Arbeitgeber 
die Pflegeversicherung abschließt und die Bei-
träge dafür bezahlt (BMF, Schreiben v. 
15.3.2022, Rn. 6). In diesem Fall ist die Sachbe-
zugsfreigrenze von 50 Euro anwendbar (§ 8 
Abs. 2 Satz 11 EStG). Je nach Voraussetzungen 
kann auch eine pauschale Besteuerung mit 30 
% nach § 37b Abs. 2 EStG oder mit einem be-
sonders zu ermittelnden Steuersatz nach § 40 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG in Betracht kommen 
(siehe Folien 142-143). Um eine Geldleistung 
handelt es sich dagegen, wenn der Arbeitneh-
mer die Versicherung abschließt und die Bei-
träge bezahlt und der Arbeitgeber entspre-
chende Zahlungen an den Arbeitnehmer leistet 
(Erstattung der Beitragszahlungen), auch wenn 
der Arbeitnehmer die Versicherung nicht frei 
wählen kann, sondern diese vom Arbeitgeber 
benannt wird (BMF, Schreiben v. 15.3.2022, Rn. 
18). In diesem Fall handelt es sich um steuer- 
und beitragspflichtigen Arbeitslohn. Je nach Vo-
raussetzungen kann auch eine pauschale Be-
steuerung mit einem besonders zu ermittelnden 
Steuersatz nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
in Betracht kommen. 
 
Zählt die Versicherung vom JobRad als 
Sachbezug?  
 
Die Versicherung ist ein Sachbezug, wenn sie im 
„Paket“ Jobrad enthalten ist. Sonst ist sie ein 
Sachbezug, wenn der Arbeitgeber die Versiche-
rung abschließt und die Beiträge dafür bezahlt. 
Die Versicherung ist dagegen eine Geldleistung, 
wenn der Arbeitnehmer die Versicherung ab-
schließt und die Beiträge bezahlt und der Arbeit-
geber entsprechende Zahlungen an den Arbeit-
nehmer leistet (Erstattung der Beitragszahlun-
gen). 
 
Sie hatten das Deutschlandticket als Jahres-
ticket aufgenommen, das kann auch St/Sv 
frei als Jahresbetrag vom Arbeitgeber über-
nommen werden, oder muss dann eine Pau-
schale angesetzt werden?  
 
Das Deutschland-Ticket ist ein Abonnement und 
kostet monatlich 58 Euro. Die Gewährung des 
Deutschlandtickets ist unter den Voraussetzun-
gen des § 3 Nr. 15 EStG steuerfrei (siehe Folien 
54-57). 
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Muss ich für einen Zuschuss zum Fitness-
club den genauen Mitgliedsbeitrag wissen?  
 
Wenn einem Arbeitnehmer ein Zuschuss zur Mit-
gliedschaft in einem Fitnessclub gezahlt wird, 
handelt es sich um eine Kostenerstattung und 
damit eine Geldleistung, nicht um eine Sachleis-
tung. Damit handelt es sich um steuer- und bei-
tragspflichtigen Arbeitslohn. Die Höhe des Mit-
gliedsbeitrags ist dann nicht von Belang. Wenn 
es sich um eine Sachleistung handeln soll, muss 
der Arbeitgeber den Beitrag zahlen und dem Ar-
beitnehmer die Mitgliedschaft zuwenden. Dafür 
muss der Arbeitgeber den Beitrag kennen. 
 
Sind neben zwei Betriebsveranstaltungen (je 
110 Euro) zusätzlich Veranstaltungen anläss-
lich eines Jubiläums oder Geburtstags mög-
lich? Oder zählen diese Veranstaltungen in 
die zwei möglichen Betriebsveranstaltungen 
mit rein, sodass effektiv nur noch eine Be-
triebsveranstaltung steuerfrei wäre?  
 
Betriebsveranstaltungen sind Veranstaltungen 
auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 
Charakter (§ 19 Abs. 1a Satz 1 EStG, z.B. Som-
merfest, Betriebsausflug oder Weihnachtsfeier). 
Veranstaltungen aus besonderem Anlass des 

Arbeitnehmers (z.B. Diensteinführung, Amts‑ 
oder Funktionswechsel, rundes Arbeitnehmerju-
biläum oder Verabschiedung eines Arbeitneh-
mers) oder anlässlich eines runden Geburtsta-
ges des Arbeitnehmers sind daher keine Be-
triebsveranstaltungen (siehe BMF, Schreiben v. 
14.10.2015, Tz. 1). Sie zählen daher für die 
Grenze von 2 Betriebsveranstaltungen und da-
mit auch für die Freibeträge (§ 19 Abs. 1a Satz 3 
und 4 EStG) nicht mit.  
 
Die Frage mit dem Wunschgutschein wurde 
falsch verstanden. Müssen Wunschgut-
scheine pauschal versteuert werden, wenn 
Amazon explizit ausgenommen wurde?  
 
Wenn Gutscheine ausschließlich dazu berechti-
gen, sie gegen andere Gutscheine oder Geldkar-
ten einzulösen (z.B. Gutscheinportale), sind sie 
grundsätzlich als Geldleistung zu behandeln, da 
der alleinige Bezug eines weiteren Gutscheins 
oder einer weiteren Geldkarte kein Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen im Sinne des § 8 
Absatz 1 Satz 3 EStG ist. Als Sachleistung kön-
nen solche Gutscheine nur dann angesehen 
werden, wenn durch technische Vorkehrungen 
und in den zur Verwendung kommenden Ver-
tragsvereinbarungen sichergestellt ist, dass die 
Einlösung nur gegen andere zulässige Gut-
scheine oder Geldkarten erfolgen kann und dem 
Arbeitnehmer das Guthaben erst nach Auswahl 
des anderen Gutscheins oder der anderen Geld-
karte zur Verfügung steht (BMF, Schreiben v. 
15.3.2022, Rn. 24). Handelt es sich bei dem 
Wunschgutschein nach diesen Kriterien um eine 

Sachleistung, ist je nach Voraussetzungen die 
Anwendung der Sachbezugsfreigrenze nach § 8 
Abs. 2 Satz 11 EStG oder eine pauschale Be-
steuerung mit 30 % nach § 37b Abs. 2 EStG 
möglich. Handelt es sich bei dem Wunschgut-
schein dagegen um eine Geldleistung, kann we-
der die Sachbezugsfreigrenze noch die pau-
schale Besteuerung angewendet werden. Ent-
scheidend ist somit die konkrete Ausgestaltung 
im Einzelfall. 
 
Es wurde eine Blitzumfrage zum Thema 
Sachbezug durchgeführt. Dort geht es um 
das Überschreiten der 50 Euro Freigrenze bei 
Sachbezügen nach § 8 Abs. 1 Satz 3. Es 
wurde im Beispiel die Freigrenze eingehalten, 
da eine Gehaltsumwandlung i.H.v. 10 Euro 
durchgeführt wurde. Leider wurde im Semi-
nar keine Grundlage genannt, auf der diese 
Durchführung beruht. Ebenso konnte ich im 
Internet kein Beispiel hierzu finden. Könnten 
Sie hier erklären, auf welcher Grundlage die 
angewendet werden kann? 
 
In dem Beispiel ermöglicht der Arbeitgeber ei-
nem Arbeitnehmer im Rahmen einer Firmenmit-
gliedschaft monatlich die Nutzung eines Fitness-
studios. Die monatlichen Kosten in Höhe von 56 
Euro bezahlt der Arbeitgeber an das Fitnessstu-
dio. Der Arbeitnehmer beteiligt sich im Wege der 
Gehaltsumwandlung in Höhe von 10 Euro an 
diesen Kosten. Weitere Sachbezüge gewährt 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nicht.  
Sachbezüge bleiben außer Ansatz, wenn die 
sich nach Anrechnung der vom Steuerpflichtigen 
gezahlten Entgelte ergebenden Vorteile insge-
samt 50 Euro im Kalendermonat nicht überstei-
gen (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). Die Mitglied-
schaft im Fitnessstudio ist ein Sachbezug, sie 
kann mit den Kosten des Arbeitgebers in Höhe 
von 56 Euro bewertet werden. Von den Kosten 
trägt der Arbeitnehmer im Wege der Gehaltsum-
wandlung aber 10 Euro selbst. Nach Anrech-
nung dieses vom Arbeitnehmer gezahlten Be-
trags verbleibt noch ein Wert des Sachbezugs 
von 46 Euro. Damit übersteigen die Sachbezüge 
nicht 50 Euro, sie bleiben daher für den Arbeits-
lohn außer Ansatz, sind also steuerfrei. Für den 
steuerpflichtigen Arbeitslohn ist daher ein Wert 
von 0 Euro anzusetzen. Im Beispiel zahlt der Ar-
beitnehmer die 10 Euro im Wege der Ge-
haltsumwandlung, dies kann arbeitsvertraglich 
so geregelt werden. Möglich wäre es z.B. aber 
auch, wenn der Arbeitnehmer stattdessen die 10 
Euro direkt zahlen würde. Entscheidend ist, dass 
die vom Arbeitnehmer selbst gezahlten Entgelte 
für die Ermittlung der Sachbezugsfreigrenze an-
zurechnen sind (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG, siehe 
auch Folie 100). 
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Nach der Weihnachtsfeier sind einige Mitar-
beiter (nach der Zustimmung des Arbeitge-
bers, dass er danach die Kosten erstattet) mit 
dem Taxi nach Hause gefahren. Gehören die 
Taxi-Rechnungen zu der Bewertungsgrund-
lage von Gesamtkosten für Weihnachtsfeier?  
 
Reisekosten gehören nur dann zu den Zuwen-
dungen anlässlich von Betriebsveranstaltungen, 
wenn sie für die Veranstaltung selbst erforderlich 
sind (z.B. bei Betriebsausflügen). Dies ist nicht 
der Fall, wenn einzelnen Mitarbeitern die Kosten 
für die Heimfahrt erstattet werden. Die Kosten 
für die Taxifahrt gehören damit nicht zu den Ge-
samtkosten der Veranstaltung.  
 

 
 
 
 
 

 


